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Vorwort 

Beim Übergang in die Oberstufe eines nordrhein-westfâlischen Gymnasiums 
machte ich im Jahre 1989 erstmals mit einer Regelung Bekanntschaft, nach der Schü-
lerinnen und Schüler, die sich vom Religionsunterricht abmelden, stattdessen Kurse 
in Philosophie zu belegen haben. Diese Regelung stieß vielfach auf Mißtrauen. Einer-
seits schien der Staat zugunsten des Religionsunterrichts und gegen die Möglichkeit 
der Abmeldung Stellung zu beziehen; andererseits drohte der Philosophieunterricht 
durch eine Welle unmotivierter,»Religionsflüchtlinge" entwertet zu werden. 

Die verfassungsrechtlichen Probleme, die sich aus einer solchen Regelung erge-
ben, erkannte damals allerdings niemand. Sie darzustellen und zu klären ist Aufgabe 
der vorliegenden Arbeit. So läßt sich zumindest der erste der oben genannten Vorbe-
halte ohne weiteres in die Sprache des Verfassungsrechts übersetzen: Die Schülerin-
nen und Schüler hegten den Verdacht, daß sie durch die verpflichtende Teilnahme an 
einem anderen Unterricht in ihrem Entscheidungsrecht über die Teilnahme am Reli-
gionsunterricht und damit in ihrer Glaubensfreiheit beeinträchtigt werden sollten. 
Der zweite Vorbehalt, die Sorge um die Qualität des Philosophieunterrichts, ist dage-
gen auf den ersten Blick als verfassungsrechtlich irrelevant zu erkennen; eine juristi-
sche Betrachtung führt aber überraschenderweise genau zu dem umgekehrten Pro-
blem, ob nicht der verfassungsrechtlich garantierte Religionsunterricht durch eine 
Auswahlmöglichkeit, wie sie der Philosophieunterricht darstellt, entwertet wird. 

Die Anregung, mich mit diesen Fragen aus verfassungsrechtlicher  Sicht zu be-
schäftigen, verdanke ich meinem Doktorvater Prof. Dr. Pieroth. Nicht nur hierfür  gilt 
ihm jedoch mein herzlicher Dank, sondern auch für seine ständige Gesprächsbereit-
schaft und seine Hilfsbereitschaft  bei allen Fragen und Problemen. Dem Zweitgut-
achter Prof. Dr. Dr. Krawietz danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgutach-
tens. 

Besonders danken möchte ich zudem meinen Eltern, ohne deren Unterstützung 
diese Arbeit nicht möglich gewesen wäre, und Herrn Dipl. phys. Kurt Garloff,  dessen 
unermüdliche Begeisterung für Fragen sowohl der Textverarbeitung als auch des Ver-
fassungsrechts die Arbeit wesentlich vorangebracht hat. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 1999 von der rechts wissen-
schaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dissertati-
on angenommen. Literatur und Rechtsprechung wurden bis Frühjahr 2000 berück-
sichtigt. 

Münster, im Juli 2000 Claudia  Erwin 
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Einleitung 

Ethik hat Konjunktur. In den Führungsetagen wird ethische Kompetenz gefor-
dert, Ethik diversifiziert  sich in immer weitere Bereiche der Umweltethik, Medi-
zinethik, Bioethik, in immer mehr Bereichen werden Ethikkommissionen gebildet, 
um Fragen zu lösen, die mit dem menschlichen Grundverständnis von sich selbst 
und der Welt zusammenhängen und daher auch tief in den Bereich weltanschauli-, 
eher, philosophischer und religiöser Überzeugungen hineinreichen. 

Nicht verwunderlich ist es daher, daß auch in der Schule die Forderung nach 
verstärkter ethischer Erziehung und der Beschäftigung mit den Grundfragen des 
Menschen nach dem Sinn seines Lebens, Möglichkeiten der Erkenntnis und Maß-
stäben für sein Handeln erhoben wird. Gestützt wird dies einerseits durch den Hin-
weis auf die Unsicherheit und den Werteverlust, die das Leben in einer pluralisti-
schen Gesellschaft mit sich bringe, andererseits wird beklagt, daß im Elternhaus 
der Schüler eine Auseinandersetzung mit diesen Fragen nicht mehr stattfinde, weil 
die Eltern selbst den Grundkonsens nicht mehr mittrügen oder weil sie ihren Bei-
trag zu einer solchen Erziehung nicht mehr leisten könnten - Defizite, die ein schu-
lisches Eingreifen in diesem Bereich erforderlich  machten.1 

Traditionell war ein Ort der Auseinandersetzung mit diesen Fragen der Religi-
onsunterricht. Da jedoch zunehmend von dem in Art. 7 Abs. 2 GG garantierten 
Recht Gebrauch gemacht wird, am Religionsunterricht nicht teilnehmen zu müs-
sen, zudem eine wachsende Gruppe von Schülern mangels Bekenntniszugehörig-
keit ebenfalls am Religionsunterricht nicht teilnimmt, stellt sich die Frage, wie für 
diese Schüler eine ethische oder philosophische Unterrichtung sichergestellt wer-
den kann. Die meisten Bundesländer haben daher inzwischen ein Schulfach - in 
der Regel unter der Bezeichnung Ethik oder Philosophie - vorgesehen, in dem sich 
die Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, mit solchen Fragen be-
schäftigen sollen. 

Ob dieses Fach die hochgesteckten Anforderungen erfüllen kann, ist vorrangig 
ein Problem der Pädagogik und der Didaktik des Fachs. In der vorliegenden Arbeit 
geht es um andere Aspekte, nämlich um eine Prüfung der Zulässigkeit eines sol-
chen Faches am Maßstab des Grundgesetzes. Daraus ergeben sich zwei Konse-
quenzen: 

Zum ersten ist die Auseinandersetzung um ein Ersatz- oder Alternativfach für 
den Religionsunterricht oder gar ein Fach, das den Religionsunterricht ersetzen 

ι Vgl. dazu Dehner,  ZDPE 1997, S. 58; Huben  BayVBl. 1994, S. 545. 

2 Erwin 
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könnte, geprägt von Stellungnahmen aus unterschiedlichen Bereichen des gesell-
schaftlichen Spektrums: aus weltanschaulicher und religiöser, pädagogisch-didak-
tischer, politischer und juristischer Sicht. Von all diesen Ansätzen wird in dieser 
Arbeit vorrangig der juristische und zwar speziell der bundesverfassungsrechtliche 
Standpunkt untersucht. Das schließt eine Darstellung der anderen Bereiche nicht 
aus, diese können jedoch nur im Rahmen der anerkannten Auslegungskriterien die 
Verfassungsauslegung beeinflussen. Es geht daher nicht um die sinnvollste oder ef-
fektivste, sondern allein um die verfassungsrechtlich zulässige Gestaltung des Un-
terrichts. 

Zum anderen ist der Untersuchungsstoff  auf eine Prüfung am Maßstab des 
Grundgesetzes beschränkt, d. h. weder sind die einzelnen Landesverfassungen Prü-
fungsmaßstab noch die Verträge zwischen Staat und Kirche, soweit sie Aussagen 
über die Gestaltung des Religionsunterrichts und damit evtl. indirekt auch über ein 
Ersatz- oder Alternativfach treffen. 2 

Speziell verfassungsrechtliche Probleme des Faches werden schon seit längerer 
Zeit diskutiert.3 Im Vordergrund standen dabei Fragen nach den mit dem Fach ver-
folgten Bildungs- und Erziehungszielen sowie der Ausgestaltung als Ersatzfach. 
Neue verfassungsrechtliche Fragestellungen ergeben sich aufgrund der Entwick-
lung des Faches in jüngster Zeit. Immer wichtiger wird die Frage, wie in Zukunft 
das Verhältnis zum Religionsunterricht ausgestaltet werden kann. Vor allem in den 
neuen Bundesländern ist aufgrund einer in der Mehrheit nicht konfessionsangehö-
rigen Bevölkerung die Teilnahme am Religionsunterricht die Ausnahme, Ethikun-
terricht aber die Regel geworden. Verbunden mit diesem zahlenmäßigen Bedeu-
tungszuwachs werden Forderungen erhoben, das Fach solle sich auch rechtlich und 
pädagogisch vom Religionsunterricht emanzipieren. 

Für die folgende Untersuchung ergeben sich daher zwei große Fragenkom-
plexe: 

Zunächst sind die für das Fach Ethik/Philosophie geltenden Regelungen der 
einzelnen Bundesländer zusammenzustellen, wobei im 1. Teil eine vergleichende 
Übersicht über die Regelungen gegeben wird, um Unterschiede in der Ausgestal-

2 Zum Ethikunterricht im europäischen Vergleich Brüning,  EU 3/1996, S. 35 ff,  und aus-
führlich dies., Ethikunterricht. 

3 Ein Urteil des BVerwG zur Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit des Ethikun-
terrichts erging bereits am 30.5.1973, NJW 1973, 1815 (LS) = SPEI A I, S. I l l f.; aus neue-
rer Zeit BayVGH, BayVBl 1996, S. 405 ff.;  BayObLG, BayVBl. 1996, S. 412; die Verfas-
sungsbeschwerde gegen dieses Urteil hat das BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen, 
BVerfG, Beschl. v. 17.2.1999, Az.: 1 BvR 2488/95; VGH Baden-Württemberg, DVB1. 1997, 
S. 1186; VG Freiburg, NVwZ 1996, S. 507 ff.;  BVerwG, Urt. vom 17.6.1998, Az.: 6 C 11.97, 
DÖV 1998, S. 1058 ff.;  eine Verfassungsbeschwerde gegen dieses Urteil hat das BVerfG 
mangels ausreichender Begründung nicht zur Entscheidung angenommen, BVerfG, Beschl. v. 
18.2.1999, Az.: 1 BvR 1840/98; Vorlagebeschluß des VG Hannover, DVB1. 1998, S. 405 ff., 
als unzulässig zurückgewiesen durch BVerfG, Beschl. v. 17.2.1999, Az.: 1 BvL 26/97, 
NVwZ 1999, S. 756 f. 
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tung des Faches zu verdeutlichen. Im Anhang finden sich, nach Bundesländern ge-
ordnet, die für das Fach einschlägigen Normen im Wortlaut. 

Die Prüfung der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit des Faches Ethik/Philo-
sophie erfolgt im 2. Teil. Auf der Grundlage der im 1. Teil erarbeiteten Ergebnisse 
ist zum einen die Frage zu klären, ob der Staat die mit dem Unterricht in Ethik/ 
Philosophie verbundenen Ziele verfolgen darf (2. Teil, Abschnitt A), zum anderen 
ist festzustellen, welche verfassungsrechtlich zulässigen Gestaltungsmöglichkei-
ten, insbesondere angesichts der Garantie des Religionsunterrichts in Art. 7 GG, 
bestehen (2. Teil, Abschnitte Β bis D). Eine Zusammenstellung der aus der verfas-
sungsrechtlichen Prüfung folgenden Konsequenzen für den Unterricht in Ethik/ 
Philosophie in den einzelnen Bundesländern findet sich im Anhang in Anschluß an 
die Darstellung der landesrechtlichen Regelungen. 


